
Sonnabend/Sonntag, 25./26. Juli 2015, Nr. 1708 ANSICHTEN

n Zur aktuellen Situation in der 
Zentralen Aufnahmestelle in Hal-
berstadt erklärte am Freitag der 
Vorsitzender der Linksfraktion im 
Landtag von Sachsen-Anhalt, Wulf 
Gallert:
Die Situation von Flüchtlingen, die 
in diesen Wochen nach Sachsen-An-
halt kommen, ist außerordentlich be-
drückend. Die vom Flüchtlingsrat in 
der ZAST Halberstadt festgestellten 
Mängel stellen der Landesregierung 
ein schlechtes Zeugnis aus. (…) Be-
reits seit Anfang dieses Jahres gibt 
es Prognosen, die von bis zu 15.000 
neuen Flüchtlingen in diesem Jahr 
für Sachsen-Anhalt ausgehen. Die 
Landesregierung hat es versäumt, 
die Errichtung der dringend notwen-
digen zweiten Zentralen Aufnahme-
stelle rechtzeitig in Angriff zu neh-
men. (...) Die nunmehr entstandene 
Notlage ist zumindest teilweise Er-
gebnis politischer Fehlentscheidun-
gen der Landesregierung. (…)

Die Linke verurteilt die zuneh-
mende Zahl von Angriffen auf 
Flüchtlinge und ihre Helferinnen und 
Helfer im Land durch Rassisten, de-
ren Angriffe inzwischen als Terror 
bezeichnet werden müssen. Die Lin-
ke verurteilt aber auch die geistige 
Brandstiftung durch Politiker, nicht 
nur von AfD und CSU. Solche Flos-
keln, wie die des Innenstaatssekre-
tärs Gundlach, dass uns »die Welle 
von Flüchtlingen in Sachsen-Anhalt 
überrollt und deren Zahl explodiert«, 

sind gewollt oder unabsichtlich Was-
ser auf die Mühlen von Rassisten. 
Wir reden in Sachsen-Anhalt über 
15.000 Flüchtlinge in diesem Jahr, 
also deutlich weniger als ein Pro-
zent der Bevölkerung in einem Land, 
indem rund 100.000 Wohnungen 
leerstehen und in vielen Bereichen 
ein Mangel an Arbeitskräften be-
klagt wird. Wer politische Fehler in 
der Vergangenheit vertuschen will, 
in dem er mit solchen Worten Be-
drohungsszenarien propagiert, kann 
unmöglich verantwortungsvoll die 
Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen umsetzen.

Wichtig in dieser angespannten 
Situation wäre, dass der Ministerprä-
sident des Landes Sachsen-Anhalt 
die Dinge in die Hand nimmt und 
sich öffentlich positioniert. Davon 
war jedoch bisher nichts zu spüren. 
Dafür eröffnet er am Samstag die 
Blumenhallenschau »Hortensien – 
Die schönsten Kugeln der Welt« in 
Havelberg.

 
n Zur Ankündigung der Bundesar-
beitsministerin Andrea Nahles, die 
Rahmenfrist beim Arbeitslosen-
geld wieder auf 36 Monate aus-
zudehnen, erklärte am Freitag die 
stellvertretende Vorsitzende und 
arbeitsmarktpolitische Sprecherin 
der Fraktion Die Linke, Sabine Zim-
mermann: 
Die Verlängerung der Rahmenfrist 
von 24 auf 36 Monate darf nur einer 

von weiteren Schritten sein, um mehr 
Menschen Zugang zum Arbeitslosen-
geld zu ermöglichen. In immer mehr 
Fällen greift das Sicherungssystem 
der Arbeitslosenversicherung nicht 
mehr. Von den verschiedenen Bun-
desregierungen wurden in den letzten 
Jahren die Weichen gestellt, mit de-
nen Erwerbslose aus dem Versiche-
rungssystem ausgesteuert werden. 
Kurzzeitige und prekäre Beschäfti-
gung haben enorm zugenommen, so 
dass immer mehr Beschäftigte im 
Fall der Arbeitslosigkeit direkt auf 
Hartz IV angewiesen sind, obwohl 
auch sie Beiträge in die Arbeitslo-
senversicherung eingezahlt haben. 
Diese Fehlentwicklung muss endlich 
korrigiert und die Hürden müssen 
abgesenkt werden.

Die Arbeitslosenversicherung 
muss verlässlich und zugänglich sein 
für wesentlich mehr Menschen als 
bislang. Neben der Ausweitung der 
Rahmenfrist von 24 auf 36 Monate 
muss die Anwartschaftszeit generell 
auf sechs Monate verkürzt werden. 
Die Dauer des Anspruchs muss ent-
sprechend nach unten ergänzt wer-
den: Für Beschäftigungsverhältnisse 
mit der Dauer von sechs Monaten 
soll es einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld von drei Monaten geben, bei 
acht Monaten vier Monate Arbeits-
losengeld, bei zehn Monaten fünf 
Monate. Es geht auch darum, dass 
das Vertrauen in die Arbeitslosenver-
sicherung wiederhergestellt wird.

n Abgeschrieben

Die »Neue Gesellschaft für 
Psychologie«, NgfP, ver-
anstaltet jährlich einen 

Kongress, der im März erstmals 
nicht an der Freien Universität 
Berlin, FU, sondern am Sitz der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung statt-
finden wird. Der Umzug erfolgt 
nicht ganz freiwillig. Warum? 

Weil die Universität die Räume nicht 
mehr unentgeltlich zur Verfügung 
stellt. Die Kosten von 6.000 Euro 
für zweieinhalb Tage sind für eine 
Wissenschaftsgesellschaft unserer 
Größe nicht tragbar. Unsere Mitglie-
der sind schließlich Forschende mit 
unterschiedlich abgesicherter und zu-
nehmend prekärer werdender Finan-
zierung.

Sie werfen dem FU-Präsidium 
vor, den Kongress loswerden zu 
wollen, weil ihm dessen Politik-
inhalte nicht passen. Woran ma-
chen Sie das fest? 

Die Universität begründet das damit, 
dass es sich bei dem Kongress nicht 
um eine meiner Lehrveranstaltungen 
handelt, wovon sie bisher ausgegan-
gen sei, sondern um einen der NGfP. 
Es war aber gerade eine durch die Stu-
dentenbewegung der 68er erkämpfte 
Errungenschaft, dass die Uni für Ver-
anstaltungen von außeruniversitären 
Initiativen geöffnet wird. Natürlich 
musste das seinerzeit gegen die Zen-
surversuche seitens der Uni und der 
Staatsorgane erst durchgesetzt wer-
den. Heute, in Zeiten des Neolibera-
lismus, wird politische Zensur ver-

stärkt auf dem Wege ökonomischer 
Zwänge exerziert. Und genau das erle-
ben wir gerade.

Protest gegen das Vorgehen der 
Uni gibt es auch beim Allgemei-
nen Studierendenausschuss, 
AStA. 

Der AStA war sofort bereit, den Kon-
gress in eigener Regie durchzuführen 
und unsere Arbeit anzuerkennen und 
zu unterstützen. Die Universität hat 
daraufhin ihre Mietforderungen in 
identischer Höhe kurzerhand an den 
AStA weitergegeben. Damit haben 
wir den nächsten Skandal: Das Recht 
der demokratisch gewählten Studie-
rendenvertretung, in den Räumen der 
Universität Veranstaltungen in eige-
ner Verantwortung durchzuführen, 
ohne dass dies durch die Unileitung 
genehmigt werden müsste oder gar 
durch eine Kostenpflicht erschwert 
werden darf, setzt man einfach außer 
Kraft.

Die FU galt in den 60er und 70er 
Jahren als linke Rebellenhoch-
burg, das Otto-Suhr-Institut für 
Politikwissenschaften war ein 
Zentrum der 68er-Bewegung. 
Was ist davon heute noch übrig? 

Den Ausdruck »Rebellenhochburg« 

möchte ich dorthin zurückverweisen, 
woher er kommt, in den Jargon der 
Verfechter des »Muff der 1.000 Jah-
re«, wie wir damals sagten, der Ge-
genaufklärung und des Rollback, den 
der Sozialpsychologe Peter Brückner 
bereits in den 1970er voraussah. Das 
alles hat die FU zu dem gemacht, 
was sie heute ist: zur »Marktorientier-
ten Universität Berlin«, wie sie eine 
Gruppe von Studenten gerade erst bei 
einer Aktion am 17. Juni getauft hat. 
Gegen so etwas kann man wohl nur 
noch von außerhalb der Universität 
kämpfen, wie wir jetzt am Beispiel 
des Umgangs mit der NGfP und dem 
AStA erkennen können.

Geht von dem Umzug zur Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung nicht das 
Signal aus, dass das Unipräsidi-
um gewonnen hat? 

»Gewonnen« hätte die FU ja nur, 
wenn wir klein beigegeben hätten, 
wenn wir wieder brav gezahlt hätten, 
was ihr Präsidium verlangt. Dann wä-
re sie uns in vielleicht zwei Jahren 
tatsächlich losgeworden, weil dann 
unsere finanziellen Reserve aufge-
braucht wären. Jetzt kann jeder sehen: 
Dank der solidarischen Unterstützung 
anderer sind wir auf die käufliche 
Universität nicht angewiesen. Gleich-
zeitig steht dem weiteren Kampf um 
die Räume für kritische Wissenschaft 
an der Universität nichts im Wege. Im 
Gegenteil, aus einer selbstbewussten 
Position wird er leichter sein.

 Interview: Ralf Wurzbacher

»Auf die käufliche Universität 
sind wir nicht angewiesen«

Der türkische Staatspräsi-
dent Recep Tayyip Erdo-
gan lässt Stellungen der 

Dschihadistenmiliz »Islamischer 
Staat« (IS) in Syrien bombardie-
ren. Es ist fraglich, ob dies einen 
grundlegenden Wandel in der 
Syrien-Politik Ankaras einleitet. 
Vieles deutet darauf hin, dass es 
sich lediglich um ein großangeleg-
tes Täuschungsmanöver handelt. 
Nach dem Anschlag des IS in Su-
ruc steht Erdogans AKP-Regime 
massiv unter Druck. Denn es ist 
offensichtlich: IS und AKP ar-
beiten zusammen bzw. verfolgen 
zumindest gemeinsame Interessen, 
wenn es um Angriffe auf die kur-
dische Selbstverwaltung und ihre 
Unterstützer geht. Mit den Bom-
bardements auf IS-Stellungen im 
Nachbarland tritt Zauberlehrling 
Erdogan nun die Flucht nach vorn 
an. Nach den Niederlagen bei Giri 
Spi (arabisch: Tal Abyad) und bei 
Heseke (Al-Hasaka), wo kurdische 
Selbstverteidigungseinheiten ge-
meinsam mit syrischen Regierungs-
truppen Einheiten des sogenannten 
Islamischen Staates eingekesselt 
haben, erfüllt der IS seine Funktion 
für Ankara, die syrische Regierung 
zu schwächen und die kurdische 
Selbstverwaltung zu zerschlagen, 
nur noch in unzureichender Weise. 
Erdogan nimmt jetzt die Sache 
selbst in die Hand. Er lässt den 
IS gerade zwischen den beiden 
kurdischen Kantonen Efrin und 
Kobani angreifen. Offenbar soll ein 
territorialer Zusammenschluss wie 
im Fall von Kobani und Cizire an 
der irakischen Grenze verhindert 
werden. Dazu will die Türkei wie 
seit 2012 gefordert eine Pufferzone 

nördlich der syrischen Großstadt 
Aleppo einrichten.

Zugleich will Erdogan eine Flug-
verbotszone im Norden Syriens 
durchsetzen. Die richtet sich allein 
gegen die syrischen Regierungs-
truppen, denn der IS selbst verfügt 
über keine Luftstreitkräfte. Ein 
NATO-Bündnisfall rückt in greif-
bare Nähe. Zudem erhalten so die 
mit Erdogan verbündeten islami-
stischen Gotteskrieger der »Ahrar 
Al-Scham« einen Rückzugsraum. 
Seit geraumer Zeit versucht Ankara 
diese Terrortruppe dem Westen 
als »moderate Rebellen« für einen 
Regime-Change in Syrien schmack-
haft zu machen. Doch »Ahrar 
Al-Scham« ist verantwortlich für 
zahlreiche Massaker an Minderhei-
ten in Syrien. Die Gruppe eroberte 
in diesem Jahr gemeinsam mit 
Al-Qaida einen Teil des Nordens 
Syriens und hat die Errichtung 
eines islamistischen Gottesstaates 
zum Ziel.

Mit seiner fortgesetzten Unter-
stützung für islamistische Terro-
risten in Syrien und seiner Inter-
ventionspolitik gegen die Kurden 
riskiert Präsident Erdogan offen den 
Bürgerkrieg in seinem Land. Ganz 
nach dem Motto: Wer Wind sät, 
wird Sturm ernten. Auch etliche An-
hänger der AKP träumen von einem 
Gottesstaat Türkei. Angesichts die-
ses Szenarios braucht es Widerstand 
gegen den Krieg und die Terrorpoli-
tik des Westens an der Seite Anka-
ras und der Golfdiktaturen.
n Sevim Dagdelen ist Sprecherin 
der Bundestagsfraktion Die Linke 
für Internationale Beziehungen und 
Vizevorsitzende der Deutsch-Türki-
schen Parlamentariergruppe

Terror und Täuschung
n Türkei greift IS-Stellungen in Syrien an

Beate Zschäpe
n Prozessdompteuse des Tages

Der sogenannte NSU-Prozess 
müsste längst einer gegen 
die Neonaziführungsbehör-

de, genannt Verfassungsschutz, sein. 
Davor ist aber die Bundesanwalt-
schaft. Sie tut dasselbe wie bei allen 
Verbrechen westlicher Geheimdien-
ste: blockieren. Beate Zschäpes bis-
herige Pflichtverteidiger Anja Sturm, 
Wolfgang Heer und Wolfgang Stahl 
bildeten dabei, so Andreas Förster 
im aktuellen Freitag, »eine Einheits-
front« mit den Bundesanwälten. Das 
Trio habe regelmäßig Beweisan-
trägen widersprochen, »die auf die 
Verwicklung von weiteren Neonazis, 
V-Leuten und Verfassungsschützern 
in die NSU-Taten zielen«. Es wird 
darauf geachtet, eine Ausweitung der 
Klage zu verhindern.

Die Neonazifrau aus Jena und 
mutmaßliche Serienmordkomplizin 

erhielt nun frei Haus einen Anlass 
für eine Strafanzeige gegen die 
drei. Nach einem offenbar gewollt 
dilettantisch aufgesetztenj Antrag 
auf Entpflichtung von der Verteidi-
gung Zschäpes kam es am Montag 
zu einer lautstarken Auseinander-
setzung zwischen Heer und dem 
Vorsitzenden Richter Manfred Götzl. 
Der plauderte dabei aus, dass es 
zwischen ihm und der Verteidigung 
ohne Wissen der Mandantin Gesprä-
che gegeben habe. Förster meint zu 
Recht, im Fußball bezeichne man 
das als »finalen Pass«: Der Ball – die 
Anzeige – musste nur noch im Tor 
versenkt werden.

Laut bild.de, das am Freitag zuerst 
über den Eingang der Strafanzeige 
informierte, haben bei deren For-
mulierung die Anwälte Hermann 
Borchert und Mathias Grasel »gehol-
fen«. Borchert habe das schon im Juli 
2014 bei Zschäpes erstem Antrag 
auf Entbindung der Pflichtverteidi-
ger getan. Seither soll der Jurist sie 
»regelmäßig« in der Haft besucht ha-
ben. Grasel wiederum, seit kurzem 
vierter Pflichtverteidiger Zschäpes, 
sei Borcherts Kanzleikollege. Fazit: 
Weil in der Bundesrepublik kein »tie-
fer Staat« sichtbar werden darf, sind 
nur Strippenzieher zugelassen. Fürs 
Prozessversenken reicht das. (asc)

Gastkommentar von Sevim Dagdelen

FU Berlin verlangt Wuchermiete für Psychologenkongress. Die 
Rosa-Luxemburg-Stiftung springt ein. Ein Gespräch mit Klaus-Jürgen Bruder
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Der Psychologe und Psychoanalytiker 
Klaus-Jürgen Bruder ist Professor im 
Fachbereich Psychologie und Erzie-
hungswissenschaften an der Freien 
Universität Berlin (FU). Er ist Vorsit-
zender der »Neuen Gesellschaft für 

Psychologie« (NGfP)

?


